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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 13./14.04.2010 
 
 

7. Insolvenzgeldumlage für Mitarbeiter von Abgeordneten und behinderte Beschäftigte in 
Werkstätten für behinderte Menschen 

 
 
 
 
Nach § 358 Abs. 1 SGB III werden die Mittel für die Zahlung des Insolvenzgeldes durch eine 

monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Der Bund, die Länder, die Gemein-

den sowie Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, über deren 

Vermögen ein Insolvenzverfahren nicht zulässig ist, und solche juristische Personen des 

öffentlichen Rechts, bei denen der Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die 

Zahlungsfähigkeit sichert, und private Haushalte werden nicht in die Umlage einbezogen.  

 

Zwischen den Spitzenorganisationen der Sozialversicherung und dem Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales (BMAS) bestanden für Zeiten ab dem 01.01.2009 unterschiedliche An-

sichten in der Frage der Insolvenzgeldumlagepflicht von Abgeordneten (des Bundestages 

und der Landtage) als Arbeitgeber hinsichtlich der von ihnen beschäftigten Mitarbeiter. Un-

terschiedlicher Auffassung war man ferner in der Frage, ob die Entgelte für behinderte Men-

schen in Werkstätten für behinderte Menschen in die Bemessung der Insolvenzgeldumlage 

einfließen oder nicht.  

 

Die Sach- und Rechtslage ist am 13.01.2010 in einem Gespräch mit Vertretern des BMAS 

erörtert worden. Dabei wurde folgende Verständigung erzielt: 

 

 Die Arbeitsentgelte der Mitarbeiter von Abgeordneten sind dann nicht bei der Bemessung 

der Insolvenzgeldumlage zu berücksichtigen, wenn die jeweilige Körperschaft die Ge-

haltszahlung gesetzlich absichert und das Arbeitsentgelt direkt an den Mitarbeiter aus-

zahlt.  

 

 Die Arbeitsentgelte der behinderten Menschen in Werkstätten für behinderte Menschen, 

die nicht im Sinne des § 7 SGB IV beschäftigt sind, sind in die Bemessung der Insol-

venzgeldumlage nicht einzubeziehen. 
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Sofern in den vorgenannten Fällen für Zeiten ab dem 01.01.2009 Insolvenzgeldumlagen ge-

zahlt worden sind, können diese in entsprechender Anwendung der gemeinsamen Grund-

sätze für die Verrechnung und Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pfle-

ge-, Renten- und Arbeitslosenversicherung auf Antrag bei der jeweiligen Einzugsstelle erstat-

tet werden.  

 

 


